Wolf-Dieter Just
Ausverkauf europaischer Werte? Die Fluchtlingspolitik der Européaischen Union
Vortrag am 20.10.2015 in der HSD

Politiker werden nicht miide, darauf hinzuweisen, dass wir eine Wertegemeinschaft sind
— das hat Konrad Adenauer schon getan und das betonen heute Jean Claude Juncker,
Laurent Fabius, Préasident Gauck, Angela Merkel, Siegmar Gabriel, selbst Horst Seehofer
und viele andere. Unausgesprochen klopft man sich anerkennend auf die Schulter: ,,\Wir
haben Werte* — und dabei schwingt auch immer eine Abgrenzung mit gegenuber den
anderen, - denen, die_keine Werte haben, jedenfalls nicht unsere Werte. Als Angela
Merkel vorige Woche im s&chsischen Schkeuditz war, protestierten CDU-Mitglieder mit
einem groRen Plakat. P 2 Darauf stand: ,,Fliichtlingschaos stoppen! Deutsche Kultur +
Werte erhalten. Merkel entthronen.* Auf welche Werte haben sich die Protestierenden
wohl bezogen? Und Seehofer verlangt eine Abriegelung unserer Grenzen gegenuber
Osterreich ,auf der Basis unsere Werte“! Welche Werte meint der Christ-Soziale? Ich
mochte meinen Vortrag folgendermalen gliedern: P 3

Der Anspruch: Auf welche Werte bezieht sich die EU als Wertegemeinschaft?

Die Wirklichkeit: Verrat an diesen Werten in der Fluchtlingspolitik der EU

Das Gemeinsamen Européischen Asylsystem (GEAS)

Was nutzen uns eigentlich Grund- und Menschenrechte, wenn diese standig verletzt

werden?

5. Was Hoffnung macht: Die Zivilgesellschaft und die Rechtsprechung des EGMR und
des EuGH
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7. Schluss
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1. Der Anspruch: Auf welche Werte bezieht sich die EU als Wertegemeinschaft?

Wenn wir danach fragen, sollten wir einen Blick werfen in die Charta der Grundrechte der
EU, die seit dem Vertrag von Lissabon 2009 verbindlich ist. Sie beginnt mit den Worten:

P 4 Die Volker Europas sind entschlossen, auf der Grundlage gemeinsamer Werte eine
friedliche Zukunft zu teilen...

Und im folgenden Satz werden dann auch die grundlegenden Werte genannt:

In dem Bewusstsein ihres geistig-religidsen und sittlichen Erbes griindet sich die Union auf
die unteilbaren und universellen Werte der Wiirde des Menschen, der Freiheit, der Gleichheit
und der Solidaritat...” (Préambel Grundrechtecharta der Europaischen Union) - eine
Anspielung auf die Werte der Franzdsischen Revolution.

P 5 Im Folgenden bekraftigt die Charta dann ausdriicklich die Rechte, die sich aus der
Europdischen Menschenrechtskonvention und der Sozialcharta des Europarats ergeben. Sie
bekennt sich — und das ist wichtig im Blick auf die asylpolitischen Fragen, die uns heute
beschéftigen - zum Recht auf Leben und ,,korperliche wie geistige Unversehrtheit* jeder
Person — nicht nur der Européer, sondern jeder Person (Art. 3). Menschenrechte gelten dem
eigenen Anspruch nach universell. Alle haben gleiche Wurde, alle sind frei und gleich
schlicht auf Grund ihres Menschseins. Darum ist nach Art 21 Grundrechtecharta jede Form
von Diskriminierung verboten — etwa auf Grund von ethnischer oder sozialer Herkunft,
Geschlecht oder Hautfarbe, Religion oder Weltanschauung. Jede Person hat auch ,,das Recht



auf Freiheit und Sicherheit* (Art 6) und in Art 18 bekennt sich die EU ausdricklich zum
Asylrecht und zur Geltung der Genfer Flichtlingskonvention (Art 18). In Art. 19,2 heil3t es
(in Anlehnung an Art 3 EMRK):

,» (2) Niemand darf in einen Staat abgeschoben oder ausgewiesen oder an einen Staat
ausgeliefert werden, in dem fur sie oder ihn das ernsthafte Risiko der Todesstrafe, der Folter
oder einer anderen unmenschlichen oder erniedrigenden Strafe oder Behandlung besteht.*

2. Die Wirklichkeit

P 7 Angesichts dessen, was wir jeden Tag in den Medien tber den Umgang mit Flichtlingen
erfahren, mogen sie mit dem Kopf schitteln. Die EU lasst tausende Fliichtlinge im Mittelmeer
ertrinken (allein in diesem Jahr schon tiber 3.000 laut IOM), sie nimmt tatenlos hin, dass
Schutzsuchende in Lastwagen ersticken, sie schottet sich ab mit hohen Zaunen an den
Grenzen zu Griechenland, Bulgarien, Ungarn, den spanischen Exklaven Ceuta und Melilla
und zum Eurotunnel bei Calais. Dazu kommt ein grof3es Aufgebot an bewaffneten
Grenzschutzern, mit Radariberwachung und Satelliten- gestiitzter Luftaufklarung, mit
Drohnen, Schiffen und Eurosur: dem ,,Big Brother-System flir das Mittelmeer*, mit
»Frontex®, der européischen Agentur zum Schutz der AuBengrenzen. Letzte Woche
beschlossen die EU-Regierungschefs einen noch starkere Abriegelung unserer AuRengrenzen
und Starkung von Frontex. Merkel bearbeitet Erdogan, dass er keine Fluchtlinge mehr aus
dem Land l&sst, um so die ,,Balkan-Route* zu versperren. - Gleichzeitig wurde mir ein
schockierendes Video zugespielt. Es zeigt, wie Flichtlinge tUber die 6 Meter hohen, mit
scharfen Klingen bewahrten Z&une von Melilla klettern, um in die EU zu gelangen. Auf
spanischer Seite noch am Zaun hangend werden sie von Sicherheitskréften mit Knuppeln
traktiert und halb totgeschlagen. Sie fallen auf den Boden, werden an Handen und Fil3en
weggetragen - und — nicht etwa auf eine Krankenstation gebracht, sondern durch Ttren im
Zaun zuriick auf marokkanischer Seite abgelegt — gegen das Volkerrecht und jede Spur von
Humanitét. Wie passt das zu den zitierten europdischen Werten?

Beliebt ist es heute allerdings unter Politikern, auf Ungarn einzuprigeln und die neuen
Stacheldrahtz&une an seinen Grenzen zu verurteilen. Luxemburgs Aullenminister Jean
Asselborn sagte im ZDF: "Man muss sich fur Viktor Orban schdmen... Man empfangt einen
Menschen, der die Barbarei des IS in Syrien erlebt hat, nicht mit Stacheldraht, sondern man
macht ihm die Tur auf und gibt ihm eine Chance." Das miisse auch einer wie Orban sehen,
der nur Christen ins Land lassen wolle." ! Bei naherem Hinschauen sind solche Aussagen
allerdings reine Heuchelei — mit dem Bau des Grenzzauns vollzieht Orban de facto
Beschlisse der EU, und nach einer Meldung der FR wurde dieser Zaun sogar mit Hilfe von
EU-Mitteln finanziert. Orbans spezielle Note ist allerdings, dass auch er Fliichtlinge an der
Grenze verprigeln und mit Tranengas und Pfeffersprays abwehren lasst und dass er seine
harte Abwehr volkisch begriindet: der ungarische Volkskdrper misse vor fremden Elementen
geschutzt werden, insbesondere vor Muslimen. "Niemand* — so Orban — ,,kann verlangen,
dass Ungarn sich andert." Er sei gegen eine Anderung der kulturellen und ethnischen
Zusammensetzung der Bewohner Ungarns. Das sei nur nattrlich, nicht rassistisch, denn:

Zitat: "Jawohl, wir freuen uns dartber, dass es an unseren Boulevards Kebab-Buden gibt."
(Wer Kebab-Buden zul&sst, kann kein Rassist sein!)

Ob der Rest Europas moralisch besser handelt, sei dahingestellt? Wenn der Britische Premier
Cameron dem franzgsischen Innenminister zur Bekd&mpfung von Fliichtlingen, die am
Eurotunnel nach GB wollen, Hundestaffeln anbietet, dann fallt es schwer, eine zivilisatorische
Uberlegenheit gegeniiber Ungarn und Spanien zu erkennen. Und die ehemalige estnische
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AulRenministerin wird zitiert mit den Worten: ,,Wenn die Immigranten nach Estland kommen,
gibt es eine Katastrophe. Die weifle Rasse ist in Gefahr.“?

P 8 So geht es der EU eher um den Schutz vor Fliichtlingen als von Fluchtlingen. Zu den
Strategien der Flichtlingsabwehr gehéren auch abschreckende Lebensbedingungen fur die
Fluchtlinge, die sich in Europa bereits aufhalten: in Griechenland werden Fliichtlinge unter
absolut menschenunwirdigen Bedingungen in Lagern festgehalten oder gezwungen, auf der
Stral3e zu leben. In Ungarn und Malta werden Asylsuchende regelmaRig inhaftiert, in Italien
uberwiegend sich selbst Uberlassen und der Obdachlosigkeit preisgegeben; aus Bulgarien
werden korperliche Misshandlungen, sogar Folter von Fliichtlingen gemeldet.

In Deutschland feiern wir eine Willkommenskultur fir Fliichtlinge. Das ist tatsachlich eine
bemerkenswerte Entwicklung. Uberall in der Fliichtlingsarbeit erleben wir z.Zt., dass viele
Menschen sich melden, die helfen wollen. Diese Willkommenskultur wird allerdings durch
die Regierenden konterkariert.

P 9 Aktuell erleben wir mit dem ,,Asylbeschleunigungsgesetz*“, das am 1. Nov. in Kraft treten
wird, die grofite Verscharfung des Asylrechts seit dem Asylkompromiss 1993. Sie zielt
darauf, Flichtlinge abzuschrecken. Schabige Aufnahmebedingungen sollen Deutschland fur
Fluchtlinge unattraktiv machen:

- Asylbewerber sollen in den Erstaufnahmeeinrichtungen, dh in Massenunterkunften,
bis zu 6 Monate festgehalten werden — selbst wenn sie bei Verwandten unterkommen
konnten und die aktuellen Unterbringungsprobleme gemildert wirden. Flichtlinge
erzéhlen immer wieder, das die Zeit des untatigen Wartens in Massenunterkunften fur
sie am schlimmsten ist - sie haben nichts zu tun, harren monatelang auf ihren
Asylbescheid, verbringen ihre Zeit mit Griibeln, mit Sorgen um die Angehdrigen in
der Heimat, mit flash backs traumatischer Fluchterfahrungen

- sie durfen in diesen 6 Monaten nicht arbeiten und haben Residenzpflicht.

- Sie sollen statt Taschengeld nur noch Sachleistungen erhalten

- sédmtliche Balkanstaaten werden als sichere Herkunftslander eingestuft — d.h. fir diese
Fluchtlinge gibt es keine unvoreingenommene, grindliche Priifung der Asylgesuche.
Sogar die Turkei wird derzeit als sicheres Herkunftsland ins Spiel gebracht — obwohl
sie sich im Krieg mit der PKK befindet, trotz der Selbstmordanschlédge mit vielen
Toten, trotz hoher Asylanerkennungsquoten: EU-weit 25% in 2014!

- flr bestimmte Gruppen (,,vollziehbar ausreisepflichtige Personen®, dh. z.B. Dublin-
Fluchtlinge) sollen Sozialleistungen bis auf das physische Existenzminimum reduziert
werden, obwohl eine solche Absenkung unter das menschenwiirdige
Existenzminimum aus migrationspolitischen Erwagungen vom BverfG am 18. Juli
2012 ausdriicklich verboten wurde.? Das war ein Urteil zum AsylbLG, in dem geriigt
wurde, dass die Leistungen fir Asylbewerber seit 1993 nicht angehoben worden waren. Der
Vorsitzende Richter Ferdinand Kirchhof pragte dabei den Satz: “Ein bisschen hungern, dann
gehen die schon — das kann es ja wohl nicht sein.” Und dann folgt in der Urteilbegriindung der
viel zitierte. Satz: ,,Die Menschenwtirde ist migrationspolitisch nicht zu relativieren.*
Genau das passiert im Augenblick. Vor dem Hintergrund dieses Urteils ist das neue
Gesetz verfassungswidrig.

Ob die neuen Schikanen allerdings den gewiinschten Effekt haben werden, darf bezweifelt

werden — wer aus Syrien flieht, um sein Leben zu retten, den interessieren nicht die

2 Zitiert nach E.Rheinheimer-Chabbi: Machtwort aus Briissel, in: Publik Forum 18/2015, S. 10

s .Migrationspolitische Erwagungen, die Leistungen an Asylbewerber und Flichtlinge niedrig zu halten, um
Anreize fur Wanderungsbewegungen durch ein im internationalen Vergleich eventuell hohes Leistungsniveau zu
vermeiden, kénnen von vornherein kein Absenken des Leistungsstandards unter das physische und
soziokulturelle Existenzminimum rechtfertigen. Die in Art. 1 Abs. 1 GG garantierte Menschenwiirde ist
migrationspolitisch nicht zu relativieren.” (Rn. 121)



Details des AsylbLGs in Deutschland. (Meine Kollegin Ondiil wird vermutlich bei ihrem
Vortrag in 14 Tagen darauf ndher eingehen).

3. Das Gemeinsamen Europaischen Asylsystem (GEAS) p 10

Am 12, Juni 2013 hat das Européische Parlament das ,,Gemeinsame Europdische Asylsystem*
(GEAS) verabschiedet. Damit soll ein ,,gemeinsames System von Normen und Verfahren
errichtet werden, das Fluchtlingen Asyl oder subsididren Schutz gewahrt®. Ziel ist ,,einen
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts aufzubauen, der allen offen steht, die wegen
besonderer Umstande rechtmaBig in der Gemeinschaft um Schutz nachsuchen.* * (Wieder so
eine Euphemismus...) Zum GEAS gehdren die Dublin-VO, die Eurodac-VO sowie funf
Richtlinien (Qualifikationsrichtlinie, Asylverfahrens-, Aufnahme-, Massenzustroms- und Ruickftihrungsrichtlinie).

P 11 Das Dublin-System

Von zentraler Bedeutung ist die Dublin-Verordnung von 2003, die mit dem GEAS noch
einmal reformiert worden ist (Dublin 111-VVO), in ihren Grundprinzipien jedoch erhalten bleibt
und bis heute gilt. Sie regelt, welcher Staat fiir die Durchfuihrung eines Asylverfahrens
zustandig ist, wenn ein Asylsuchender in die EU einreist. Zentraler Inhalt ist das ,,One-State-
Only“-Prinzip, mit dem ,,illegale* Weiterwanderungen und die Asylantragstellung einer
Person in mehreren Staaten verhindert werden soll. Nur ein Mitgliedsstaat ist fir die Priifung
eines Asylantrags zustandig — in der Regel derjenige, der zuerst einem Antragsteller die
Einreise in das EU-Gebiet gestattet (bzw. nicht verhindert!) hat. Reist dieser illegal weiter, ist
der Ersteinreisestaat verpflichtet, den Bewerber zuriick zu nehmen.

P 12 Um festzustellen ob ein Fliichtling bereits in einem anderen Land einen Asylantrag
gestellt hat, wurde das Eurodac-System geschaffen - das zentrale, automatisierte,

europdische Fingerabdruckidentifizierungssystem - seit 2003 in Betrieb. Die meisten
Ruckibernahmeersuchen beruhen auf sog. Eurodac-Treffern.

Die Dublin-Verordnung ist hochst umstritten und gilt inzwischen selbst bei der
Bundesregierung als gescheitert. Dabei sollte aber nicht vergessen werden, dass Deutschland
genau dieses System in der EU durchgesetzt und bis vor kurzem noch verteidigt hat. Nach
Uberzeugung der zivilgesellschaftlichen Gegner, die die VO von Anfang an abgelehnt haben
(mich eingeschlossen), fihrt sie zu gravierenden Menschenrechtsverletzungen. Sie hat vier
prekére Folgen:

a. P 13-16 Die Regelung belastet Gberproportional die EU-Staaten an den AuRengrenzen,
insbesondere Griechenland, Italien, Malta und Ungarn, wahrend sich die
Mitgliedsstaaten in der geographischen Mitte der EU (wie z.B. Deutschland) weithin
ihrer Verantwortung entziehen kdnnen. Da die Staaten an den AuBengrenzen jahrelang
vergeblich mehr européische Solidaritat bei der Aufnahme von Fliichtlingen
eingefordert hatten, gingen sie zunehmend dazu tber, die Dublin-VO einfach zu
ignorieren und Flichtlinge ohne Registrierung weiterwandern zu lassen, so dass mehr
und mehr Fliichtlinge nun auch u.a. in Osterreich, der Schweiz, Deutschland und
Schweden ankamen. Prompt ruft Deutschland nach mehr europdaischer Solidaritat —
Solidaritat, die es selbst den Staaten an den AulRengrenzen jahrelang verweigert hat.

b. P 17 Da sich die Staaten an den Aullengrenzen mit der Aufnahme von Fluchtlingen
uberfordert sehen, greifen sie zu rigorosen AbwehrmaRnahmen, bei denen es immer

* Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates vom 18. Februar 2003 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren
zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fir die Priifung eines von einem Drittstaatsangehdérigen in einem
Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist , Amtsblatt Nr. L 050 vom 25/02/2003 S. 0001 - 0010



wieder zu Verletzungen der Refoulement-Verbote der GFK und der EMRK kommt,
sog. push backs: Milit4r oder Polizei fangen Fliichtlingsboote in der Ageis ab und
hindern sie gewaltsam an der Weiterreise nach Europa. Fluchtlinge berichten immer
wieder, dass sie dabei geschlagen wurden, dass Schlauchboote zerstochen wurden,
dass sie von griechischen Gewassern in tlirkische Gewésser zuriickgedrangt wurden,
der Motor ihres Bootes dort abmontiert wurde, so dass die Insassen hilflos im offenen
Meer trieben. Dabei werden auch die internationalen Abkommen der Seenotrettung
verletzt. Wie brutal und menschenrechtswidrig Fliichtlinge von Melilla nach Marokko
zurlickgeschoben werden, habe ich bereits erwéhnt.

c. P 18 Da Staaten an den AulRengrenzen bei der Aufnahme von Flichtlingen tberfordert
sind, kommt es — wie erwéhnt - zu menschenunwirdigen Bedingungen bei der
Aufnahme und Versorgung der Flichtlinge: katastrophale Bedingungen in
Aufnahmelagern, Obdachlosigkeit, Inhaftierung, mangelnde materielle und
medizinische Versorgung bis hin zu Misshandlungen durch Ordnungskréfte. Aus
diesem Grund mussten z.B. Rickiiberstellungen geméall Dublin-Verordnung nach
Griechenland gestoppt werden — dafiir hat der EGMR gesorgt. Aber auch in Ungarn,
Bulgarien und Italien sind die Aufnahmebedingungen so verheerend, das immer mehr
VGs eine Ruckuberstellung in diese Lander verbieten. Wo Rickuberstellungen in
diese L&nder trotzdem von Deutschland aus durchgesetzt werden sollen, wird dies oft
von Kirchengemeinden durch die Gewéhrung von Kirchenasyl verhindert. Zu diesen
s0g. ,,Dublin-Kirchenasylen* kénnte ich im Anschluss noch etwas sagen.

d. P 19 Bei der Regelung des flir das Asylverfahren zustdndigen EU-Staates bleiben die
Wiinsche der Fliichtlinge vollkommen unberiicksichtigt. Es spielt keine Rolle, ob ein
Fluchtling in ein_bestimmtes EU-Land will, weil er dort z.B. ein Netzwerk von
Verwandten und Freunden hat, die Landessprache spricht, seine Qualifikationen
gebraucht werden, er also gute Beschaftigungschancen sieht usw. Das aber verletzt
seine Menschenwirde, immerhin die oberste Verfassungsnorm in Deutschland und der
EU. Der Menschenwirdebegriff wird zwar unterschiedlich definiert. Es besteht jedoch
weitgehende Ubereinstimmung, dass jeder Mensch einen grundsatzlichen
Achtungsanspruch hat, und d.h. —auch z.B. fur das BVerfG — einen Anspruch auf freie
Selbstbestimmung im kantischen Sinne. Der Mensch darf nie zum blof3en Objekt von
Entscheidungen anderer werden. Er muss Subjekt bleiben, Subjekt seiner
Lebensplanung und - gestaltung. Genau dieser Grundsatz wird verletzt, wenn
Fluchtlinge in der EU wie Objekte hin- und hergeschoben werden, ohne selbst
bestimmen zu kénnen, wo sie Schutz suchen und leben wollen.

Mit den Flichtlingen riickt uns Européern die ungleiche Entwicklung auf unserem Globus
unmittelbar auf den Leib. Sie sind Botschafter einer ganz anderen Welt, als der unseren, die
wir in Sicherheit und Wohlstand leben — einer Welt von Verfolgung und Birgerkrieg, Hunger
und Elend — von Fluchtursachen, zu denen die westliche Welt selbst allerdings erheblich
beigetragen hat und beitragt — durch Waffenlieferungen in Krisengebiete (z.B. Saudi-Arabien,
Katar), Unterstitzung von Diktaturen, unfaire Handelsbedingungen, und hohen CO-2 —
Ausstol3, unter dem vor allem die Lander stidlich der Sahara zu leiden haben. Das Mittelmeer
ist zu einer Wohlstandsgrenze geworden und wird mit militarischen Mitteln verteidigt.

Und so werden wir fast tdglich Zeugen des Massensterbens von Fliichtlingen auf ihrem Weg
in"s gelobte Land — und Europa schaut zu! Der Papst sprach in Lampedusa von einer
»,Globalisierung der Gleichgiltigkeit.” Ich halte das fur eine Untertreibung. Es ist nicht
Gleichgiiltigkeit, sondern die Gefahren des Mittelmeers werden bewusst instrumentalisiert —
sie sind als Abschreckungsmittel willkommen. Wenn es denn anders ware, brauchte man ja
nur legale, gefahrenlose Zugangswege nach Europa eréffnen - dann musste kein Fliichtling




sterben und zugleich hatte man den Schleppern ihr Geschaftsmodell zerstort. Schlepper gibt
es ja nur, weil es kaum legale und gefahrenlose Zugangswege nach Europa gibt. VVor zwei
Jahren passierte das schwere Schiffungliick vor Lampedusa. 368 Fliichtlinge ertranken.

P 20 Zur Trauerfeier erschienen Spitzenpolitiker der EU (u.a. der Kommissionsprasident
Barroso). Sie machten betroffene Gesichter als sie vor den 368 Séargen standen, schworen, so
etwas durfe sich nicht wiederholen. Aber danach hat sich nichts gedndert! Das Mittelmeer
mit seinen todlichen Gefahren wird gebraucht, es gehdrt zur Asylabwehrstrategie der EU!
Europa — eine Wertegemeinschaft?

Soweit die desastrose europdische Asylwirklichkeit. Und wo bleibt das Positive?

4. P 21 111. Was nitzen uns eigentlich Grundrechte und Menschenrechtsabkommen,
wenn diese doch stéandig verletzt werden? Sind sie nicht — wie es in einem Buchtitel heif3t -
ein ,,Uneingeldstes Versprechen®, ja mehr noch: ein uneinlosbares Versprechen?

- Ein bekanntes Buch von Dorothee Sélle tragt den Titel: ,,Ein Volk ohne Vision geht
zugrunde®. Wir brauchen Visionen, Vorstellungen von einer besseren Welt. Der Mensch ist
ein auf Zukunft ausgerichtetes, ein seine Lebensbedingungen verdndern wollendes Wesen.
Welche Zukunft kann er aber wollen und anstreben ohne eine Vorstellung dessen, was kiinftig
sein soll, ohne lohnendes Ziel seines aktiven ,,In-der-Welt-Seins*, ohne Utopie — also etwas,
was jetzt noch keinen Ort hat (,,ou topos®), die Potentialitat als kiinftig Seiendes aber in sich
tragt?

Zur typischen Kritik an den Menschenrechten gehort der generalisierende
Ohnmachtsverdacht, ihre weitgehende Macht- und Wirkungslosigkeit. Die zahllosen
Menschenrechtsverletzungen weltweit scheinen dieser Kritik recht zu geben.

P 22 Aber das Menschenrechtskonzept sollte nicht mit unangemessenen Erwartungen
uberfrachtet werden. Auch das Diebstahlverbot wird taglich 1000-fach verletzt. Ist es darum
sinnlos? Man braucht sich doch nur vorzustellen, wo wir ohne die Menschenrechte stiinden.
Ohne sie konnten wir keine Menschenrechtsverletzungen anprangern. Erst durch die
Definition einer Norm, ,,wird ihre Verletzung (uberhaupt) benennbar und kritisierbar.*
(Fritzsche) Erst durch die Anerkennung der burgerlichen und sozialen Menschenrechte
werden gnadenlose push backs oder der Ausschluss von ausreichender sozialer und
medizinischer Versorgung als Menschenrechtsverletzung skandalisierbar. ,,Wir nehmen also
Missstande als Menschenrechtsverletzung wahr, die vorher als Schicksal, Tradition oder
Kultur eingeordnet™ und legitimiert wurden.

Menschenrechte definieren humanitédre Normen, zu deren Gewéhrleistung sich grof3e
Mehrheiten von Staaten dieser Welt verpflichtet haben. Sie besitzen also eine breite
internationale Legitimationsbasis.

Wer trotzdem Zweifel an deren Sinnhaftigkeit hegt, beachte, was diejenigen dazu sagen,
denen sie systematisch versagt werden — die Ohnméchtigen, Armen, Hungernden,

Unterdruckten und Verfolgten. P 23 Fir Nelson_Mandela war die AEMR ein ,,Leuchtfeuer* in seinem
Kampf gegen die Apartheid. ,,Fir alle Gegner dieses bosartigen Systems waren die schlichten und edlen Worte
der Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte ein plétzlicher Hoffnungsstrahl in einem unserer finstersten
Augenblicke... Es war der Beweis, dass wir nicht allein waren, sondern Teil einer globalen Bewegung gegen
Rassismus und Kolonialismus, fiir Menschenrechte, Frieden und Gerechtigkeit.*

Gustav Heinemann hat einmal gesagt: ,,Das Recht ist die Waffe der Schwachen.*

In folgenden mdchte ich zeigen, wie es trotz aller Skepsis gegentiber den Menschenrechten,
wichtige Fortschritte bei deren Durchsetzung gibt. Wéahrend Exekutive und Legislative in
Europa grund- und menschenrechtlichen Verpflichtungen gegenuber Flichtlingen wenig
Beachtung schenken, formiert sich wachsender Widerstand bei Menschenrechtsgruppen,
Kirchen, kritischen Journalisten, und bei der Judikative - in Deutschland und Europa. Ich
mochte mich im Folgenden einmal auf die ,,dritte Gewalt” im Staate, die Judikative,



konzentrieren und auf Urteile des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte (EGMR),
und des Europdische Gerichtshof (EuGH) Bezug nehmen. Deren Urteile wéren allerdings
niemals moglich geworden ohne die Zuarbeit der genannten zivilgesellschaftlichen Akteure.

5. P 24 Was Hoffnung macht: Die Zivilgesellschaft und die Rechtsprechung des EGMR
und des EuGH

5.1. P Durch die aktuelle Rechtsprechung muss die Praxis der Abwehr von Flichtlingen an
den Aullengrenzen revidiert werden — insbesondere die Praxis, Fliichtlinge auf Hoher See an
der Weiterfahrt in ein EU-Land zu hindern, sie zuriick zu schleppen oder in Nicht-EU-Lander
zu verbringen, die schlechte Menschenrechtsstandards aufweisen und — wie Libyen - der GFK
nicht beigetreten sind. Bahnbrechend war hier das Urteil (,,Hirsi*) des EGMR in Stra3burg
vom 23.02.2012, in dem Italien wegen Verletzung der EMRK und der Missachtung des
Refoulement-Verbots verurteilt wurde.

P 25 Der Anlass: Im Mai 2009 nahm die italienische Kustenwache uber 200 eritreische und
somalische Flichtlinge sudlich von Lampedusa an Bord und brachte sie ... nicht etwa nach
Italien, um ihnen die Mdéglichkeit zu geben, Asyl zu beantragen, sondern zurtick in Gaddafis
Libyen, wo ihnen in der Tat Folter und unmenschliche Behandlung drohten. 24 Fliichtlinge
klagten daraufhin mit Unterstutzung des italienischen Flichtlingsrates vor dem EGMR und ...
erhielten Recht.

P 26 Das Gericht stellte einstimmig fest, dass Italien gegen Artikel 3 EMRK verstol3en hat:
»,Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung
unterworfen werden.“ Weiter hat Italien gegen Artikel 4 EMRK (Verbot der
Kollektivausweisung) und Artikel 13 EMRK (Recht auf einen effektiven Rechtsbehelf)
verstoRRen. Diese Bestimmungen garantieren jedem Menschen, der Schutz vor
Menschenrechtsverletzungen sucht, den Zugang zu einem Verfahren, in dem sein Antrag
individuell gepruft wird. ,,Ein solches Verfahren (aber) wie auch die Wahrnehmung von
Rechtsschutzmoglichkeiten ... kann aus praktischen Grunden nur auf dem Territorium eines
Vertragsstaates durchgefiihrt werden und nicht auf einem Schiff auf hoher See.” Die grol3e
Bedeutung dieses Urteils liegt in der ,,Feststellung, dass der menschen- und
fliichtlingsrechtlich verbriefte Grundsatz der Nichtzurtickweisung (Refoulement-Verbot) auch
auf Hoher See (d.h. in internationalen Gewassern) zu beachten ist.“ Die Bundesregierung
hatte das bis dahin bestritten. Dieses Urteil verlangt nach entsprechenden Konsequenzen fur
die Grenzkontrollen auf Hoher See, sowohl fur die Praxis der nationalen
Grenzschutzagenturen als auch der von Frontex — und da hat sich auch schon einiges
veréndert. Menschenrechtsverpflichtungen enden nicht an den nationalen Grenzen.
Mitgliedstaaten miissen damit aufhdren, Fliichtlinge und Migranten gegen ihren Willen von
der Reise nach Europa abzuhalten (push backs). Diese miissen die Chance erhalten, auf
europaischem Boden einen Asylantrag zu stellen.

P 27 5.2. Durch die Rechtsprechung des EMRK und des EuGH gerat schon seit langerer
Zeit das Dublin-System unter Druck. Bereits 2008 hatten mehrere deutsche, belgische und
schwedische Verwaltungsgerichte Rechtsschutz gegen Abschiebungen nach Griechenland
gewahrt, weil auf Grund von Meldungen des UNHCR, von Medien und NGOs
Asylantragsteller in Griechenland Verletzungen ihrer Menschenrechte ausgesetzt sind: keine
Grundversorgung, menschenunwuirdige Zustande in Haft und kein Zugang zum
Asylverfahren. Die europarechtlichen Mindeststandards wiirden in Griechenland nicht
umgesetzt.

Am 21.01.2011 wurde diese Rechtsprechung durch den EGMR bestétigt. Er verurteilte
Belgien und Griechenland wegen der Rickiberstellung eines Afghanen aus Belgien nach
Griechenland — entsprechend der Dublin-VO. Das Gericht sah auch hier eine Verletzung des




Artikels 3 EMRK durch Griechenland aufgrund der Haft- und Lebensbedingungen in diesem
Land. Belgien wurde verurteilt, weil es den afghanischen Flichtling dorthin abgeschoben hat,
so dass dieser ,,dem mangelhaften Asylsystem und den damit verbundenen Risiken sowie den

dortigen Haft- und Lebensbedingungen ausgesetzt war.* Ferner wurde eine Verletzung von Art. 13
EMRK durch Belgien festgestellt, weil der Beschwerdefiihrer (iber keinen wirksamen Rechtsbehelf gegen seine

Uberstellung verfiigt hat. Die Bundesregierung hat daraufhin Abschiebungen nach Griechenland
auf unbestimmte Zeit ausgesetzt — ein Erfolg fur die Wirde und Menschenrechte von
Fluchtlingen.

In jlingster Zeit gewéhren immer mehr Verwaltungsgerichte in Deutschland und anderen
Landern auch Rechtsschutz gegen Abschiebungen in andere Mitgliedsstaaten der EU wie
Italien, Bulgarien und Ungarn aufgrund ,,systemischer Mangel* des Asylverfahrens und der
Aufnahmebedingungen dort. Es bestehe die Gefahr einer "unmenschlichen oder
erniedrigenden Behandlung” (Artikel 3 EMRK). Schon auf Grund dieser Entwicklung ist das
Dublin-System nicht mehr zu halten.

5.3. P 29 Der Europaische Gerichtshof in Luxemburg hat das Kindeswohl bei Dublin-
Verfahren gestarkt — auch eine wichtige Entscheidung (vom 6.6.2013 - Az. C-648/11).
Worum ging es? Drei unbegleitete minderjahrige Flichtlinge (UMF), zwei aus Eritrea, einer
aus dem Irak, hatten in GB einen Asylantrag gestellt. Die britischen Behorden wollten nach
der Dublin-VO die drei in den jeweiligen Ersteinreisestaat zurtickiberstellen: die beiden
Eritreer nach Italien, den Iraker in die Niederlande. Der EUGH hat dies untersagt und die
besondere Schutzbedurftigkeit von Kindern betont, die ohne ihre Eltern auf der Flucht sind. In
seinem Urteil bezog sich der EUGH auf die EU-Grundrechtecharta und die
Kinderrechtskonvention. In Art 3 KRK heif3t es: ,,Bei allen Kinder betreffenden Malinahmen
Offentlicher Stellen oder privater Einrichtungen muss das Wohl des Kindes eine vorrangige
Erwégung sein.” Nach diesem Urteil haben UMF praktisch ,,free choice®: Sie kdnnen wéhlen,
in welchem Mitgliedsstaat sie Schutz suchen mochten. Inzwischen wird dieses Urteil bei der
Auslegung der Dublin 111-VO beachtet.

6. P 30 Was sind die Alternativen zur aktuellen EU-Asylpolitik?

a. Die wichtigste Forderung ist die Schaffung legaler und gefahrenloser Zugangswege zum
Asyl in Europa. Das Fehlen solcher Wege ist der entscheidende Grund flr das
Massensterben von Flichtlingen an den AuRengrenzen insbesondere im Mittelmeer. Es ist
auch der einzige Grund fir das kriminelle Schlepperunwesen. Die push-back-Aktionen,
insbesondere an der griechisch-tirkischen Grenze und an der spanisch-marokkanischen
Grenze von Ceuta und Melilla sind volkerrechtswidrig, enden oft tddlich und missen gestoppt
werden. P 31 Es gibt diverse Mdéglichkeiten legale Zugangswege zu schaffen: Humanitare
Aufnahmeprogramme in Kooperation mit dem UNHCR (resettlement), Erleichterung des
Familiennachzugs zu Fluchtlingen, Aussetzung der Visumpflicht fir Lander wie Syrien,
Ausstellung humanitédrer Visa in den deutschen Botschaften der Krisenlander, Aufnahme von
Fluchtlingen auf der Basis privater Verpflichtungserklarungen,

b. P 32 Free choice: NGOs wie Pro Asyl, Diakonie u.a. haben in einem ,,Memorandum® zur
Fluchtlingsaufnahme in der EU einen menschenrechtlichen Umbau dieses Systems gefordert.
Kernpunkt der Forderung ist, ,,dass das Zustandigkeitskriterium der “illegalen Einreise”
aufgegeben*wird und statt dessen Fliichtlinge frei wéhlen kénnen, in welchem Mitgliedsstaat
sie ihren Asylantrag stellen wollen. Der Ersteinreisestaat wére also nicht automatisch
zustandig, sondern hatte dem Flichtling ggfls die Weiterreise in den Staat seiner Wahl zu
gestatten. Dieser Vorschlag ist menschenrechtlich gut begrindet. Mit einer solchen Regelung
wirde die freie Selbstbestimmung von Asylsuchenden respektiert. Sie waren nicht langer
Objekte eines abstrakten Zustéandigkeitssystems fir Asylverfahren in der EU und wiirden
nicht wie eine Ware zwischen Mitgliedsstaaten hin- und hergeschoben. Sie waren vielmehr



Subjekte ihrer Lebensplanung - eine zentrale VVorraussetzung des Schutzes ihrer
Menschenwirde. Sie wéren frei, ihren Asylantrag dort zu stellen, wo sie am ehesten mit
einem fairen Verfahren und dem Schutz ihrer Menschenrechte rechnen kdnnen. - Ein
weiterer Vorteil ware, dass Sekundarwanderungen von Fliichtlingen stark zurtickgehen
wirden — ein zentrales Ziel der Dublin-Verordnung, das aber nie erreicht wurde: Fliichtlinge
fliehen weiter in Lander, wo sie vor Haft oder Obdachlosigkeit - wie z.B. in Ungarn - sicher
sind. - Haben Flichtlinge aber free choice, werden sie sich natirlich viel leichter integrieren.
Sie werden Staaten vorziehen, in denen sie familidre Kontakte haben und wo soziale Netze
ihnen bei der EingewOhnung und allen praktischen Fragen der Lebensbewéltigung helfen,
ihnen Sicherheit geben. Das lage natirlicherweise auch im Interesse des Aufnahmestaates.
Schlie3lich wirden die EU-Staaten an den AuRengrenzen entlastet, die zu Recht ber den
Mangel an europdischer Solidaritat klagen.

P 33 Der Haupteinwand gegen dieses ,,Free-Choice-Prinzip* ist, dass viele Fluchtlinge in die
Staaten wandern warden, in denen die Anerkennungschancen und Sozialstandards am
hdchsten sind. Es wirden also wieder einige Mitgliedstaaten tberproportional belastet — wie
wir jetzt schon sehen: sie gehen nach Osterreich, Deutschland und Schweden. Solange die
Aufnahmebedingungen in der EU nicht wirklich angeglichen sind, was zwar Ziel des GEAS
ist, aber noch lange nicht realisiert, wére das unvermeidlich. Um dieses Argument zu
entkraften, schlagen die Verfasser des Memorandums vor, Staaten, die Uberproportional
Fluchtlinge aufnehmen, mit Hilfe eines gut ausgestatteten finanziellen Ausgleichsfonds zu
entschadigen. Leider hat dieser Vorschlag bisher kaum Realisierungschancen. Nur
unbegleitete minderjéhrige Fliichtlinge haben free choice.

c. P 34 Beké&mpfung der Fluchtursachen? Das ist sicherlich sinnvoll. Flucht hat ja immer etwas mit
Zwang zu tun. Menschen blieben lieber in ihrer Heimat, wenn sie nicht durch Krieg, Terror, Armut
oder Ausbeutung zur Flucht gezwungen wiirden. Aber wie will man Fluchtursachen bekdmpfen — z. B.
in Syrien mal eben den Krieg beenden? Oder in Eritrea — den Diktator, Afeworki, aus dem Amt jagen?
Fluchtursachen bekampfen kann nur langfristig Erfolge zeitigen. Und was geschieht mit den
Fluchtlingen, die_heute in Not, Gefahr und Verzweiflung sind? — Ich hore dieses schéne Argument
schon seit 25 Jahren. Seitdem hat man durch Waffenlieferungen in Krisengebiete, die Unterstiitzung
von Diktatoren vom Schlage Gaddafis, Mubaraks und Ben Alis, durch den europdischen Agrarhandel
und die Fischereipolitik, durch den exzessiven CO2-AussctoR usw. die Fluchtursachen nicht bekdmpft,
sondern verscharft. Die Forderung, Fluchtursachen zu bekdmpfen ist zwar richtig, aber meistens ist es
blolRes Gerede und dient nur dazu, von den aktuellen humanitaren Verpflichtungen abzulenken.

Was wird stattdessen vorgeschlagen?

Leider werden in der aktuellen EU-Asylpolitik ganz andere Wege verfolgt

d. P 35 Verteilung der Fluchtlinge unter EU-Mitgliedsstaaten nach Quoten?

Seit die Dublin-Regelung nicht mehr funktioniert und Deutschland nicht mehr von seiner
geographischen Mittellage bei der Aufnahme von Fluchtlingen profitiert, sondern immer mehr
Fluchtlinge aufnehmen muss, ruft es jetzt laut nach européischer Solidaritat — Solidaritat, die
Deutschland selbst den Staaten an den Aul’engrenzen jahrelang verweigert hat. Es hatte
darauf bestanden, dass das Erstaufnahmeland in der EU flr das Asylverfahren zustandig ist —
also vor allem Griechenland Italien und Ungarn. Eine gerechte Verteilung der Fliichtlinge in
der EU wurde abgelehnt. Erst seit die Fliichtlingszahlen in Deutschland erheblich zunehmen,
weil die Erstaufnahmel&nder sich wehren und Fluchtlinge einfach durchwinkten, beschwort
Deutschland die europdische Solidaritat und verlangt die Verteilung der Fliichtlinge nach

festen Quoten. In den Quotenschliissel sollen die GréRe des Landes, seine Wirtschaftskraft, die Hohe der
Avrbeitslosigkeit und die bisherigen Leistungen bei der Fliichtlingsaufnahme eingehen. Das EU-Parlament und
die —Kommission hat Deutschland dabei auf seiner Seite.

Die Quote hatte den Vorteil, dass die Lander an den AuRengrenzen entlastet wirden.
Aullerdem wiirde die Aufnahme von Fliichtlingen als gesamteuropdische Aufgabe anerkannt.
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Trotzdem ist diese Regelung abzulehnen und wird auch nicht funktionieren. Denn auch bei
diesem System bleiben die Wiinsche der Fliichtlinge unberticksichtigt — sie bleiben Objekte
eines anonymen Verteilungssystems. Zudem werden sie es als ungerecht empfinden, wenn die
einen z.B. nach Schweden oder Deutschland verteilt werden, die anderen nach Bulgarien,
Ungarn oder Italien. Werden sie das hinnehmen? Wohl kaum. Sie werden wieder versuchen,
in das Land ihrer Wahl zu kommen. Und was passiert dann? Dann werden sie wieder
rickulberstellt in das Land, das eigentlich zusténdig ist. Dublin l3sst griBen! Man wird die
Fluchtlinge wieder wie Objekte hin und herschieben.

AulRerdem bleibt auch bei einer Quotenregelung jedem Land die Mdglichkeit, die Fliichtlinge so
schlecht zu behandeln, dass sie aus diesem Grunde eiligst weiterziehen. Ein Wettbewerb der
Schébigkeiten der EU-L&nder bei der Aufnahme von Flichtlingen! Dem soll zwar durch EU-weit
einheitliche Standards bei den Aufnahmebedingungen entgegengewirkt werden, aber wie soll das
gelingen — wie soll Bulgarien Fluchtlingen einen deutschen Hartz 1V-Satz zahlen, den kaum ein
Arbeitnehmer dort erreicht? Wie soll es schwedische Standards bei der Unterbringung und
medizinischen Versorgung stemmen? — Wird Griechenland automatisch Iraker, Syrer, Afghanen usw.
krankenversichern, Griechen aber nicht? — Und will man den osteuropéischen L&ndern die Quote
aufzwingen, die mit Kulturfremden (z.B. Muslimen) bisher nie etwas zu tun hatten und
dementsprechend feindlich ihnen gegeniiber sind? Werden dann nicht rechtsextreme Regierungen an
die Macht kommen - wie in Ungarn - und dafiir sorgen, dass Fliichtlinge sich schnellstens davon
machen. Nein, ein solches System kann gar nicht funktionieren.

e. P 36 Man will das Schlepperunwesen bekdmpfen. Tatsachlich gibt es unter den
Schleppern uble Verbrecher. Trotzdem sind die Schlepper flir die meisten Fliichtlinge die
einzige Moglichkeit, um nach Europa fliehen zu kénnen und Schutz zu finden. Wenn man mit
Fluchtlingen spricht, &uBern sie sich meistens eher positiv tber ihre ,,Fluchthelfer”. Sie
beklagen zwar deren exorbitante Preise, sagen aber auch, dass sie nur mit deren Hilfe lhrer
Not und Gefahr entkommen konnten. Zudem sind die geplanten Militareinsatze gegen
Schleppernetzwerke im Mittelmeer oder gar auf nordafrikanischem Territorium ohne UN-
Mandat und ohne Zustimmung der lybischen Regierung brandgefahrlich und
volkerrechtswidrig. Flichtlinge wirden durch Militareinsatze gefahrdet und verldren jede
Chance auf Asylschutz in Europa.®

f. P 37 Asylzentren in Nordafrika, in denen Asylantrége aufRerhalb Europas geprift werden?

Das Sterben im Mittelmeer kann auch dadurch nicht gestoppt werden. Faire und rechtsstaatliche Asylverfahren kénnen in
nordafrikanischen Transitstaaten wohl kaum nach europdischen Standards stattfinden. Zudem fehlt die Bereitschaft Europas,
dort als schutzbedirftig Anerkannte in Europa aufzunehmen.

P 38 In all den Uberlegungen der politisch Verantwortlichen werden Fliichtlinge zuerst als
Belastung und Kostenfaktor angesehen, nicht als schutzbedirftige Menschen und auch nicht
als Personen, fur deren Fluchtgrinde Europa mitverantwortlich ist. Diese 6konomistische
Sichtweise wird vermutlich erst dann zu anderen Schliissen fihren, wenn man — wie es oft
schon geschieht - das positive Potenzial von Fliichtlingen erkennt: die Tatsache, dass sie
uberwiegend jung sind und demographische Probleme in den Mitgliedsstaaten mildern
konnten; dass es meist die Wendigsten, Klugsten und Mutigsten sind, die sich zur Flucht
entschlieRen — immerhin haben sie ihre Heimat verlassen und gefahrliche Fluchtwege auf
sich genommen; und dass sie nicht selten Qualifikationen mitbringen, die volkswirtschaftlich
von Nutzen sein kénnten. Ich meine, dass dies keine Kriterien fir die Aufnahme von
Fluchtlingen sein diirfen — beim Asyl geht es um Schutz vor politischer Verfolgung, um
Humanitét, - unabhangig von der Nutzlichkeit der Schutzsuchenden. Aber es ist durchaus
maoglich, dass, wenn der Appell an die Menschlichkeit nicht ausreicht, der Verweis auf den
nationalen Eigennutz die nétige Wirkung zeigt.

*S. dazu Forum Menschenrechte: Forderungen des Forum Menschenrechte an den EU-Gipfel 25./26.Juni 2015

10



7. Schluss:

Vor einem halben Jahr (18. April 2015) ertranken Uber 800 Schutzsuchende vor der libyschen
Kiste bei dem Versuch, nach Europa zu gelangen - bisher die grofite bekannte Anzahl an
Todesopfern von Fliichtenden uber das Mittelmeer. Bundeskanzlerin Angela Merkel sagte
dazu: ,,Wir werden alles tun, um zu verhindern, dass weitere Opfer im Mittelmeer vor unserer
Haustur umkommen auf quélende Art und Weise. Das vereinbart sich nicht mit unseren
Werten." Diesen Worten sind auf EU-Ebene bisher fast keine Taten gefolgt, abgesehen von
den 160.000 Fluchtlingen, die jetzt verteilt werden sollen.

P 39 Der Anspruch der EU als Wertegemeinschaft und Hort der Menschenrechte und die
Wirklichkeit klaffen im Blick auf den Umgang mit Fllichtlingen weit auseinander. Das macht
die EU unglaubwdurdig, schadet ihrem Ansehen in der Welt und schadet vor allem der Sache
der Menschenrechte und ihrer weltweiten Durchsetzung. — Die entscheidende Frage fiir die
Wertgebundenheit einer Gesellschaft, fir ihre Humanitét, ist doch, wie sie mit den
schwachsten ihrer Mitglieder umgeht, auch derer, die noch vor ihren Toren stehen. Die
Menschenrechte versuchen dafiir Mindeststandards festzulegen. Und diese Mindeststandards
sollen nicht nur national gelten, sondern universell. Staaten sollen darum bestimmte
nationale Souveranitatsanspriche aufgeben zugunsten universeller Normen flr den Umgang
von Menschen mit Menschen und diese Normen auch einhalten. Es geht letztlich darum, die
Macht dem Recht zu unterwerfen.

P 40 Die Konsequenz aus der beschrieben Situation kann nicht sein, vor dieser Aufgabe zu
kapitulieren, sondern fiir die Rechte eines jeden Menschen auf diesem Globus zu kampfen.
Und es ist nicht so, dass sich das nicht lohnt — die zitierten Urteile des EGMR, EuGH und
BverGs machen da Mut. Sie wéren ja nie zustande gekommen, ohne die engagierte Arbeit von
Menschenrechtsgruppen wie Pro Asyl, Kirchen und kritischen Journalisten, die die
Menschenrechtsverbrechen im Mittelmeer, an den Auf3engrenzen und innerhalb der EU
selbst, dokumentiert, 6ffentlich gemacht und geklagt haben. Hierzu kann und sollte auch
soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession beitragen. — Das aber wére dann noch einmal
einen eigenen Vortrag wert.
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	P 5 Im Folgenden bekräftigt die Charta dann ausdrücklich die Rechte, die sich aus der Europäischen Menschenrechtskonvention und der Sozialcharta des Europarats ergeben. Sie bekennt sich – und das ist wichtig im Blick auf die asylpolitischen Fragen, di...

